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DA. FRANZ LÖSCHNAK 
BUNDESMINISTER FüR INNERES 

lI-141ft der Beilagen zu den Stenogrnphischen Protokollen 

des Nationalrates XVII. GCsctzI;cbungspcnodt: 

Zahl: 50 11.5/279-11/2/R9 

An den 

PrAsidenten des Nationalrates 
Ru(10 1 f PÖDER 

Parlament. 
101.7 Wie n 

Die Abgeordneten zum Nationalrat. 

Wien, am 4. August 1989 

J935 lAB 

1989 -08- 09 

zu l.ftJß5/J 

SRB und Freunde haben am 

4. Juli 1989 unter der Nr. 4085/J an mich eine schriftliche 

parlament.arische Anfrage bet.reffend "Obergriffe der Poli­

zei/Plastiksackfolter im Wiener Richerheitshiiro «(iOtJRGOUN)" 

gericht.et., dip folgendfm Wortlaut. hat.: 

.. 1.. Wie 1 au t e t der Pol j z e i be r j c h tUb ern ach s te lw n d 
bezeichnet.en Vorfall? 

2. Wurde gegen in diesen Vorfall verwickelt.e Beamt.e Rt.rafanzeige 
erstattet? 

3. Falls Rt.rafverfahr~n gegen in den Vorfall verwickelt.e Beamte 
stattfanden, wie endeEen diese Verfahren in erster, wie in 
zweiter Instanz? 

4. Fall ~ es rech t skrAf t.i ge Verur te i lll~gen von in. diese Ver fahren 
verWickelte Beamten gab, welche dienstrechtlichen Konsequen­
zen wurden gezogen? 

5. Falls es zu Verset.zungen von Beamt.en kam r in welche Kommissa­
riate bzw. Gendarmerieposten erfolgten diese? 

6. Wurden gegen den Beschwerdeftihrer im Zusammenhang mi t. der 
Strafa~zelge gegen in. den yorf~ll verwickelte Beamten straf­
recht.IIche SchrItt.e eIngeleIt.et. 

7. Bejahendenfalls: nach welchen Bestimmungen des Strafgesetzbu­
ches wurden st.rafrechtliche Schritte gegen den ßeschwerde­
führer eingeleitet? 

Vorfall: vom 5.3 . .19R9, COUSGOUN Umi t." 
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Anläßlich der Beantwortung von Anfragen, die einige Ihrer Frak-

tionskollegen im Vorjahr an meinen Amtsvorgänger gericlltet haben, 

wurde darauf hingewiesen, daß die einschlägigen gesetzlichen 

Best immungen der Strafprozeßordnung die Sicherhei tsbehördf'Hl dazu 

verpflichten, Anzeige an die Staatsanwaltschaft zu erstatten; nur 

die Anklagebehörde befindet darüber, ob im Einzelfall ein Straf-

verfahren eingeleitet wird oder nicht. Der im Art. 90 Abs. 2 B-VG 

1929 normierte Anklagegrundsatz hat dieses System verfassl,ngsge-

./' 

setzlieh festgeschrieben. Dementsprechend werden "Beschwerdefäl-

leu, die sich auf Mißhandlungen durch Organe der Sicherheitsexe-

kutive beziehen, weder nach geltendem Recht vom "internen Bürger-

service" geprüft noch im Rahmen des einfachgesetzlich Möglichen 

de lege ferenda "externen und unabhängigen Kommissionen" iiberant-

wortet werden können. Auch in Zukunft werden daher strafrechtlich 

relevante VorwUrfe gegen Organe der Sicherheitsexekutive von 

Staatsanwaltschaft und Strafgericht tiberpriift. werden müssen. 

Es kann jedenfalls keine Rede davon sein, daß solche Mißhandlun-

gen von den Sicherheitsbehörden gedeckt., von den Staatsanwalt-

schaften nicht verfolgt und von den Gericht.en nicht geahndet 

werdE-m. Vielmehr sind die Sicherheitsbeh(jrden - wie ausgeführt 

zur Anzeige verpflicht.et und die Staatsanwaltschaften nactl einer 

im Vorjahr vom Bundesminister fUr .Justiz getroffeJH-m und von mir 

gebilligten Ent.scheidung angewiesen, in Fällen, in denen solche 
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Anzeigen nicht offenbar haltlos sind, gerichtliche Vorerhebungen 

7.U vpran] as sen. 

AUßerdem hat mein Ministerium gemeinsam mit dem ßundesministerium 

für Justiz im vergangenen Mai gemeinsame Richtlinipn Uber die 

Verständigung Dritter von dpr Festnahmp von Pprsonpn durch Organe 

des öffentlichen Sicherheitsdienstes und Uber den Verkehr mit 

Rechtsbeiständen erlassen, die Festgenommenpn die Möglichkeit 

gewährleisten, unmittelbar vor oder nach Einlieferung zu Gpr'j.cht 

persönlichen Kontakt mit einem Verteidiger aufzunehmen. 

Die Behauptung, daß Organp des öffent.1 ichen Sicherhei t.sdipnsU~s, 

die sich in AusUbung ihres Dienstes einer Mißhandlung schuldig 

gemacht. habpn, fast. nip mit. st.rafrnchtlicher Verfolgung zu rpch­

nen haben, trifft daher sicher nicht zu. Freilich gilt. auch rür 

Beamte, gegen die solche VorwUrfe erhoben werden, der in der 

Verfassung (Art.. 6 Abs. 2 F.MRK) verankert.e Grundsat.z der Un-

schuldsvermutung, sodaß bis zum Beweis des Gegenteiles von ihrer 

Schuldlosigkpit auszugehen ist. 

Im einzelnen rUhre ich zur vorliegenden Anfrage aus: 
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7011 Fraße ): 

CO~GUN UMIT wurde am 5.3 . .19H9 um 23 .. 15 Uhr aus GrUnden, auf die 

tch im Hinbli.ck auf meine Verpfli.chtung 7.ur Wahrung des Amtsee­

heimnisses ohne die ~ustimmung des I~etroffenen nicht eingehen 

kann, festgenommen. 

Zu Fraze 2~_ 

In einem am 20.4.1989 eingegangenen Beschwerdeschreiben wird u.a. 

behauptet, COSGUN UMIT sei im Sicherheitsbüro, ähnlich wie 

TOKMAKOGLU UMIT, gefoltert. worden. Da dieses Schreiben, wie der 

Beschwerdeführer vermerkte, auch an die staatsanwaltschaft Wien 

ergangen war, wurch-"ln von der ßehörde Erhebungsauf t.riige abgewar­

tet. Am 1.6.1.989 ging ein Schreiben des Walter J. ein, in dem 

auch dieser behaupt.et., CO~GUN sei gpfolt.prt. worclpn. nieses 

Schreiben wurde umgehend dem Landesgericht rUr St.rafsachen Wien 

übermittelt. Eine wettere Eingabe vom 18.6.1989, tn der die 

VorwUrfe konkretisiert werden, wurde ebenfalls umgehen cl der 

Staatsanwaltschaft Wien vorgelegt. Der7.ett sind Erhebungen gegen 

die Beamten im Gange. Der Sachverhalt wird der Staatsanwaltschaft 

Wien zur strafrechtlichen ßeurteilung vorgelegt werden. 

Zu Fragen ~ __ U1!Sli:_ 

Ent.fAII t im Hinbl i cl< auf die Beant.wort.\lng (\pr Frag(;~ 2. 
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Versetzungen erfolgten nicht. 

Zu FraK~.:..~ 

Nein. 

Zu Frage 7: 

.. 

Entfällt im Hinblick auf die Beantwortung der Frage 6. 

3935/AB XVII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 5 von 5

www.parlament.gv.at




